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Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(Gemeindeordnung - GemO) 

in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, S. 581) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 68) 
 

§ 32 Rechtsstellung der Gemeinderäte 
 

(1) Die Gemeinderäte sind ehrenamtlich tätig. Der Bürgermeister verpflichtet die Gemeinderäte in der 
ersten Sitzung öffentlich auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten. 
(2) Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Gemeinderats zu übernehmen und auszuüben. 
Eine Kündigung oder Entlassung aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, eine Versetzung an einen 
anderen Beschäftigungsort und jede sonstige berufliche Benachteiligung aus diesem Grund sind un-
zulässig. Steht der Gemeinderat in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, ist ihm die für seine Tätigkeit 
erforderliche freie Zeit zu gewähren. 
(3) Die Gemeinderäte entscheiden im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, nur durch das öffentli-
che Wohl bestimmten Überzeugung. An Verpflichtungen und Aufträge, durch die diese Freiheit be-
schränkt wird, sind sie nicht gebunden. 
(4) Erleidet ein Gemeinderat einen Dienstunfall, hat er dieselben Rechte wie ein Ehrenbeamter. 
(5) Auf Gemeinderäte, die als Vertreter der Gemeinden in Organen eines wirtschaftlichen Unterneh-
mens (§ 104) Vergütungen erhalten, finden die für den Bürgermeister der Gemeinde geltenden Vor-
schriften über die Ablieferungspflicht entsprechende Anwendung. 
 
 

Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern  
(Gemeindeordnung - GO)  

in der Fassung vom 22. August 1998 (GVBl 1998, S. 796) 
 
 

zuletzt geändert durch § 10 des Gesetzes vom 27. Juli 2009 (GVBl S. 400) 
 
Keine gesetzlichen Regelungen vorhanden (Auskunft Rechtsamt Augsburg). 
 
 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf)  

vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286)  
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. März 2012 (GVBl. I/12 Nr. 16) 
 

§ 30 Rechte der Gemeindevertreter 
 

(1) Die Gemeindevertreter üben ihr Amt nach ihrer freien, dem Gemeinwohl verpflichteten Überzeu-
gung im Rahmen des geltenden Rechts aus. Sie sind an Aufträge nicht gebunden. 
(2) Die Gemeindevertreter dürfen an der Übernahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gehindert 
oder in ihrem Dienst- oder Arbeitsverhältnis benachteiligt werden. Stehen sie in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis, ist es unzulässig, sie aufgrund ihrer Tätigkeit als Gemeindevertreter zu entlassen 
oder ihnen aus diesem Grund zu kündigen. Den Gemeindevertretern, die in einem Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis stehen, ist die für ihre Tätigkeit erforderliche freie Zeit zu gewähren. 
(3) Jeder Gemeindevertreter hat das Recht, in der Gemeindevertretung sowie in den Ausschüssen, in 
denen er Mitglied ist, das Wort zu ergreifen, Vorschläge einzubringen, Fragen und Anträge zu stellen 
und sie zu begründen (aktives Teilnahmerecht) sowie bei Beschlüssen seine Stimme abzugeben. Er 
hat das Recht, auch an nichtöffentlichen Sitzungen der Ausschüsse, in denen er nicht Mitglied ist, als 
Zuhörer teilzunehmen (passives Teilnahmerecht). In diesem Fall steht ihm ein Sitzungsgeld nicht zu. 
Satz 2 gilt nicht für einen befangenen Gemeindevertreter.  
(4) Gemeindevertreter haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Sie 
können eine angemessene Aufwandsentschädigung erhalten. Der ehrenamtliche Bürgermeister, der 
Vorsitzende der Gemeindevertretung und ihre Stellvertreter sowie die Vorsitzenden von Ausschüssen 
und Fraktionen können eine zusätzliche Aufwandsentschädigung erhalten. Das Nähere regelt eine 
Entschädigungssatzung. Der Minister des Innern kann durch Rechtsverordnung Regelungen über die 
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Anspruchsvoraussetzungen für den Ersatz des Verdienstausfalls und der Aufwandsentschädigungen 
sowie deren Höchstsätze treffen. 
 
 

Hessische Gemeindeordnung  
(HGO) 

in der Fassung vom 7. März 2005 (GVBl. I 2005, 142) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2011 (GVBl. I S. 786) 
 

§ 35a Sicherung der Mandatsausübung 
 
(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat als Gemeindevertreter zu bewerben oder es 
auszuüben. Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung um ein Mandat 
oder der Ausübung eines Mandats sind unzulässig. Entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig. 
Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 gelten nur für außerhalb des öffentlichen Dienstes beschäftigte 
Gemeindevertreter. 
(2) Die Arbeitsverhältnisse von Gemeindevertretern können vom Arbeitgeber nur aus wichtigem Grund 
gekündigt werden; das gilt nicht für Kündigungen während der Probezeit. Der Kündigungsschutz be-
ginnt mit der Aufstellung des Bewerbers durch das dafür zuständige Gremium. Er gilt ein Jahr nach 
Beendigung des Mandats fort. Gehörte der Gemeindevertreter weniger als ein Jahr der Gemeindever-
tretung an, besteht Kündigungsschutz für sechs Monate nach Beendigung des Mandats. 
(3) Der Gemeindevertreter ist auf dem bisherigen Arbeitsplatz zu belassen. Die Umsetzung auf einen 
anderen gleichwertigen Arbeitsplatz oder an einen anderen Beschäftigungsort ist nur zulässig, wenn 
der Gemeindevertreter zustimmt oder dem Arbeitgeber eine Belassung auf dem bisherigen Arbeits-
platz oder an dem bisherigen Beschäftigungsort bei Abwägung aller Umstände nicht zugemutet wer-
den kann. Die niedrigere Eingruppierung des Gemeindevertreters auf dem bisherigen oder zukünfti-
gen Arbeitsplatz nach Satz 2 ist ausgeschlossen. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
(4) Dem Gemeindevertreter ist die für die Mandatsausübung erforderliche Freistellung von der Arbeit 
zu gewähren. Dem Gemeindevertreter ist unabhängig von der Freistellung jährlich bis zu zwei Wo-
chen Urlaub für die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Zusammenhang mit dem Mandat zu 
gewähren. Die Entschädigung des Verdienstausfalls richtet sich nach § 27. 
 

§ 39 Wahl und Amtszeit des Bürgermeisters 
 
(3) Die Amtszeit des Bürgermeisters beträgt sechs Jahre. Ehrenamtliche Bürgermeister scheiden vor-
zeitig aus, wenn sie zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig werden; die Gemeindevertre-
tung stellt das Ausscheiden fest. Für ehrenamtliche Bürgermeister gilt § 35a entsprechend. 
 

§ 39a Wahl und Amtszeit der Beigeordneten 
 
(2) Die Amtszeit der hauptamtlichen Beigeordneten beträgt sechs Jahre. Ehrenamtliche Beigeordnete 
werden für die Wahlzeit der Gemeindevertretung gewählt; die §§ 32, 33 und § 39 Abs. 3 Satz 2 und 3 
gelten entsprechend. 
 

 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern  

(Kommunalverfassung - KV M-V) 
vom 13. Juli 2013 (GVBl. S. 777) 

 
§ 27 Entschädigungen, Kündigungsschutz 

 
(1) Mitglieder der Gemeindevertretung haben Anspruch auf 
1. Ersatz ihrer Auslagen, 
2. Ersatz des entgangenen Arbeitsverdienstes, 
3. Erstattung des auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallenden Arbeitgeberanteils zur Sozial-
versicherung, soweit dieser zu ihren Lasten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird, und 
4. Reisekostenvergütung. 
(2) Die Entschädigungen sind in der Hauptsatzung zu regeln. 
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(3) Der Ersatz der tatsächlichen Auslagen kann auch durch eine pauschalierte Aufwandsentschädi-
gung erfolgen. Die Ansprüche auf Entschädigung sind nicht übertragbar. Auf sie kann nicht verzichtet 
werden, soweit ein Aufwand tatsächlich entstanden ist. 
(4) Mitgliedern der Gemeindevertretung kann Ersatz für Sachschäden nach den für Beamte geltenden 
Bestimmungen geleistet werden. 
(5) Wer als Mitglied der Gemeindevertretung tätig ist, darf aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
nicht aus diesem Grund entlassen, gekündigt, versetzt oder abgeordnet werden. Ihm ist die für diese 
Tätigkeit notwendige freie Zeit zu gewähren. 
(6) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat in der Gemeindevertretung zu bewerben, es 
anzunehmen oder auszuüben. Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewer-
bung um ein Mandat, der Annahme und Ausübung eines Mandats sind unzulässig. Entgegenstehende 
Vereinbarungen sind nichtig. 
 
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz  
(NKomVG) 

vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 279) 
 

§ 54 Rechtsstellung der Mitglieder der Vertretung 
 
(2) Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Mitglieds der Vertretung zu übernehmen und aus-
zuüben. Es ist unzulässig, Abgeordnete wegen ihrer Mitgliedschaft aus einem Dienst- oder Arbeits-
verhältnis zu entlassen oder ihnen zu kündigen. Den Abgeordneten ist die für ihre Tätigkeit notwendi-
ge freie Zeit zu gewähren. Ihnen ist darüber hinaus in jeder Wahlperiode bis zu fünf Arbeitstage Ur-
laub zu gewähren, damit sie an Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen können, die im Zusammen-
hang mit dem Amt der oder des Abgeordneten stehen. Für die Zeit dieses Urlaubs haben die Abge-
ordneten gegen die Kommune Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls bis zu 
einem durch Satzung festzulegenden Höchstbetrag. Sind die Abgeordneten einer Gemeinde zugleich 
auch Abgeordnete einer Samtgemeinde, eines Landkreises oder der Region Hannover, so entsteht 
der Anspruch auf Urlaub nach Satz 4 in jeder Wahlperiode nur einmal. 
 
 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW), 

in der Fassung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 270) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. September 2012 (GV NRW S. 436) 
 

§ 44 Freistellung 
 
(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat als Ratsmitglied, Mitglied einer Bezirksvertre-
tung oder Mitglied eines Ausschusses zu bewerben, es anzunehmen oder auszuüben. Benachteili-
gungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung, der Annahme oder der Ausübung 
eines Mandats sind unzulässig. Entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig. Kündigungen oder 
Entlassungen aus Anlaß der Bewerbung, Annahme oder Ausübung eines Mandats sind unzulässig. 
(2) Die Ratsmitglieder, Mitglieder der Bezirksvertretungen oder Mitglieder der Ausschüsse sind für die 
Zeit der Ausübung des Mandats von ihrer Verpflichtung zur Arbeit freizustellen. Zur Ausübung des 
Mandats gehören Tätigkeiten, die mit dem Mandat in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder auf 
Veranlassung des Rates, der Bezirksvertretung oder des Ausschusses erfolgen. Auf Veranlassung 
des Rates erfolgt auch eine Tätigkeit als vom Rat entsandter Vertreter der Gemeinde in Organen und 
Gremien von juristischen Personen und Vereinigungen des privaten oder öffentlichen Rechts. Bei 
Mandatsträgern, die innerhalb eines vorgegebenen Arbeitszeitrahmens über Lage und Dauer der indi-
viduellen Arbeitszeit selbst entscheiden können, ist die Zeit der Ausübung des Mandats innerhalb 
dieses Arbeitszeitrahmens zur Hälfte auf ihre Arbeitszeit anzurechnen. Der Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls nach § 45 ist in diesem Fall auf diese Hälfte beschränkt. 
(3) Zur Teilnahme an kommunalpolitischen Bildungsveranstaltungen, die der Ausübung ihres Mandats 
förderlich sind, haben Ratsmitglieder, Mitglieder der Bezirksvertretungen oder Mitglieder der Aus-
schüsse einen Anspruch auf Urlaub an bis zu acht Arbeitstagen in jeder Wahlperiode, jedoch an nicht 
mehr als vier aufeinanderfolgenden Arbeitstagen im Jahr. Für die Zeit des Urlaubs besteht nach die-
sem Gesetz kein Anspruch auf Lohn oder Gehalt; weitergehende Vorschriften bleiben unberührt. Der 
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Verdienstausfall und die Kinderbetreuungskosten sind nach Maßgabe der Regelungen des § 45 Ab-
satz 1 bis 3 zu ersetzen. 
Sind Ratsmitglieder, Mitglieder der Bezirksvertretungen oder Mitglieder der Ausschüsse zugleich auch 
Kreistagsabgeordnete oder Mitglieder von Ausschüssen des Kreistages, so besteht der Anspruch auf 
Urlaub in jeder Wahlperiode nur einmal. 
Der Arbeitgeber bzw. Dienstherr darf den Urlaub zu dem von dem Beschäftigten mitgeteilten Zeitpunkt 
ablehnen, wenn zwingende betriebliche Belange oder Urlaubsanträge anderer Beschäftigter entge-
genstehen. 
 
 

Rheinland-Pfalz: Gemeindeordnung  
(GemO) 

in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Oktober 2010 (GVBl. S. 319) 
 

§ 18 Ehrenamt, ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Die Bürger sind berechtigt und verpflichtet, ein Ehrenamt für die Gemeinde zu übernehmen; die 
Verpflichtung gilt nicht für das Ehrenamt des Bürgermeisters, der Beigeordneten, der Ortsvorsteher, 
der Ratsmitglieder, der Mitglieder von Ausschüssen des Gemeinderats, der Mitglieder des Beirats für 
Migration und Integration und der Mitglieder der Ortsbeiräte. 

 
§ 18a Arbeitsrechtliche und dienstrechtliche Sicherung 

 
(1) Die Bewerbung um ein Ehrenamt oder eine ehrenamtliche Tätigkeit sowie die Annahme und die 
Ausübung dürfen nicht behindert werden. Entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig. 
(2) Wer ein Ehrenamt oder eine ehrenamtliche Tätigkeit ausübt, darf, wenn er in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis steht, nicht aus diesem Grunde entlassen, gekündigt oder in eine andere Gemeinde 
versetzt werden. 
(3) Ratsmitglieder sowie ehrenamtliche Bürgermeister, Beigeordnete und Ortsvorsteher können nur 
mit ihrer Zustimmung auf einen anderen Arbeitsplatz umgesetzt werden, es sei denn, daß ihre Belas-
sung auf dem bisherigen Arbeitsplatz aus zwingenden betrieblichen Gründen dem Arbeitgeber nicht 
zugemutet werden kann. 
(4) Die Kündigung der Arbeitsverhältnisse der Ratsmitglieder, der ehrenamtlichen Bürgermeister, Bei-
geordneten und Ortsvorsteher ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitge-
ber zur Kündigung nach § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches berechtigen; dies gilt nicht für Kündi-
gungen während der Probezeit. Für die Bewerber zum Gemeinderat besteht in der Reihenfolge des 
Wahlvorschlags bis zu der in § 29 Abs. 2 bestimmten Zahl und für Bewerber für das Amt des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Kündigungsschutz mit dem Eingang des Wahlvorschlags beim Wahllei-
ter. § 15 Abs. 4 und 5 des Kündigungsschutzgesetzes gilt entsprechend. 
(5) Die für die Wahrnehmung eines Ehrenamts oder einer ehrenamtlichen Tätigkeit notwendige freie 
Zeit ist auf Antrag demjenigen, der in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis steht, zu gewähren. 
(6) Dem Inhaber eines Ehrenamts steht Sonderurlaub zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 
im Zusammenhang mit seinem Ehrenamt zu. Der Sonderurlaub beträgt bis zu fünf Arbeitstage im 
Kalenderjahr; entsprechende Freistellungen, die in einem Kalenderjahr auf Grund anderer Vorschrif-
ten gewährt werden, sind anzurechnen. Für Beamte werden nähere Bestimmungen über die Anrech-
nung von anderen Freistellungen auf den Anspruch nach Satz 1 in der Urlaubsverordnung getroffen. 
§ 18 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
 
 

Saarland Gesetz Nr. 788 
- Kommunalselbstverwaltungsgesetz - KSVG - 

in der Fassung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), 
 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 11. Februar 2009 (Amtsbl. S. 1215). 
 
Keine Regelungen feststellbar. 
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Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) 

in der Fassung vom 18.03.2003 (SächsGVBl. S. 55, ber. S. 159) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2009 (SächsGVBl. S. 323) 
 

§ 35 Rechtsstellung der Gemeinderäte 
 
(1) Die Gemeinderäte üben ihr Mandat ehrenamtlich aus. Der Bürgermeister verpflichtet die Gemein-
deräte in der ersten Sitzung öffentlich auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten. 
(2) Niemand darf gehindert werden, sich um das Mandat eines Gemeinderats zu bewerben, es zu 
übernehmen und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus einem Dienst- oder Arbeitsver-
hältnis, eine Versetzung an einen anderen Beschäftigungsort sowie sonstige berufliche Benachteili-
gungen aus diesem Grunde sind unzulässig. Steht der Gemeinderat in einem Dienst- oder Arbeitsver-
hältnis, ist ihm die für die Mandatsausübung erforderliche freie Zeit zu gewähren. 
(3) Die Gemeinderäte üben ihr Mandat nach dem Gesetz und ihrer freien, dem Gemeinwohl verpflich-
teten Überzeugung aus. An Verpflichtungen und Aufträge, durch die diese Freiheit beschränkt wird, 
sind sie nicht gebunden. 
(4) Die Gemeinderäte sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 
(5) Erleidet ein Gemeinderat einen Dienstunfall, hat er dieselben Rechte wie ein Ehrenbeamter. 
(6) Auf Gemeinderäte, die als Vertreter der Gemeinde in Organen eines wirtschaftlichen Unterneh-
mens (§ 97) Vergütungen erhalten, finden die für den Bürgermeister der Gemeinde geltenden Vor-
schriften über die Ablieferungspflicht entsprechende Anwendung. 
 
 

Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
(Gemeindeordnung - GO LSA)  

in der Fassung vom 10. August 2009 (GVBl. LSA S. 383) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. LSA S. 814) 
 

§ 42 Rechtsstellung der Gemeinderäte 
 

(1) Die Gemeinderäte üben ihr Ehrenamt nach dem Gesetz und nach ihrer freien, dem Gemeinwohl 
verpflichteten Überzeugung aus. Sie sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 
(2) Kein Bürger darf gehindert werden, sich um das Amt eines Gemeinderates zu bewerben, es zu 
übernehmen und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus einem Dienst- oder Arbeitsver-
hältnis, eine Versetzung an einen anderen Beschäftigungsort und jede sonstige berufliche Benachtei-
ligung aus diesem Grunde sind unzulässig. Dies gilt auch für den Zeitraum von sechs Monaten nach 
Beendigung des Mandats. Dem Gemeinderat ist die erforderliche freie Zeit für seine Tätigkeit zu ge-
währen. 
(3) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, im Gemeinderat und in den Ausschüssen, de-
nen es angehört, Anträge zu stellen, ohne der Unterstützung durch andere Mitglieder des Gemeinde-
rates zu bedürfen. Ihm muss durch den Bürgermeister Auskunft erteilt werden. 
(4) Die Gemeinderäte sind berechtigt, an allen Sitzungen der Ausschüsse des Gemeinderates, denen 
sie nicht als Mitglieder angehören, als Zuhörer teilzunehmen. In diesem Fall steht ihnen kein Anspruch 
auf Auslagenersatz, Ersatz des Verdienstausfalles und Aufwandsentschädigung zu. 
 
 

Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(Gemeindeordnung - GO -) 

in der Fassung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. S. 57) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2012 (GVOBl. S. 696) 
 

§ 24a Kündigungsschutz, Freizeitgewährung 
 
Niemand darf gehindert werden, sich um eine Tätigkeit als Ehrenbeamtin oder -beamter sowie als 
ehrenamtlich tätige Bürgerin oder ehrenamtlich tätiger Bürger zu bewerben und die Tätigkeit auszu-
üben. Damit zusammenhängende Benachteiligungen am Arbeitsplatz sind unzulässig. Entgegenste-
hende Vereinbarungen sind nichtig. Wer als Ehrenbeamtin oder -beamter oder ehrenamtlich als Bür-
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gerin oder Bürger tätig ist, darf aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis nicht aus diesem Grund ent-
lassen, gekündigt oder in eine andere Gemeinde versetzt werden. Ihr oder ihm ist die für die Tätigkeit 
notwendige freie Zeit zu gewähren. 
 
 

§ 32 Rechte und Pflichten 
 

(1) Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter handeln in ihrer Tätigkeit nach ihrer freien, durch das 
öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung. 
(2) Bürgerinnen und Bürger entscheiden frei, ob sie die Wahl zur Gemeindevertretung annehmen oder 
auf ihren Sitz in der Gemeindevertretung verzichten. Haben sie die Wahl zur Gemeindevertretung 
angenommen, so haben sie die ihnen aus ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung erwachsen-
den Pflichten auszuüben, solange sie nicht auf ihren Sitz in der Gemeindevertretung verzichten. 
(3) § 21 Abs. 2 bis 5 (Verschwiegenheitspflicht), § 22 (Ausschließungsgründe), § 23 Satz 1 und 2 
(Treuepflicht), § 24 a (Kündigungsschutz, Freizeitgewährung) und § 25 (Vertretung der Gemeinde 
in Vereinigungen) gelten für Gemeindevertreterinnen und -vertreter entsprechend. Zuständig für die 
Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht sowie für die Entscheidung nach § 22 Abs. 4 (Ausschlie-
ßungsgründe) und für die Feststellung nach § 23 Satz 4 (Treuepflicht) ist die Gemeindevertretung; sie 
kann die Entscheidung übertragen. Die Gemeindevertreterinnen und -vertreter haben Anspruch auf 
Fortbildung im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel. 
(4) Die Mitglieder der Gemeindevertretung, der Ortsbeiräte und der Ausschüsse haben der oder dem 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung ihren Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätig-
keiten mitzuteilen, soweit dies für die Ausübung ihres Mandats von Bedeutung sein kann. Die Anga-
ben sind zu veröffentlichen. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 
 
 

Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung - ThürKO -) 

in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41) 
 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2011 (GVBl. S. 531) 
 
Keine Regelungen feststellbar. 
 

 


